
Aus dieser Regelung ergibt sich, daß ein Anspruch auf 
Mütterunterstützung durch die Sozialversicherung nicht 
besteht, wenn die geschiedene Mutter aus anderen 
Gründen, z. B. weil sie das Kind zunächst selbst be­
treuen wollte, während der Ehe ihre Berufsarbeit un­
terbrochen und deshalb auch keinen Antrag auf Bereit­
stellung eines Kinderkrippenplatzes gestellt hat. 
Erweist sich während des Eheverfahrens, daß die Frau 
trotz gegebener Arbeitsfähigkeit keiner Beschäftigung 
nachgehen kann, weil für ihre Kleinkinder keine Krip­
penplätze vorhanden sind, hat das Gericht zu prüfen, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewäh­
rung von Mütterunterstützung vorliegen. Sind diese

nicht gegeben, ist der geschiedene Ehemann zum Un­
terhalt zu verpflichten./?/
Bei der Entscheidung über den Unterhaltsantrag einer 
geschiedenen Ehefrau sind die ihr aus der Sozialver­
sicherung oder aus dem Staatshaushalt zustehenden 
Unterstützungsbeträge wie Einkommen aus Berufstä­
tigkeit oder aus Rentenbezug zu behandeln. Je nach 
der wirtschaftlichen Lage des in Anspruch genommenen 
geschiedenen Mannes ist unter Berücksichtigung der 
Hinweise im Bericht des Präsidiums zu prüfen, ob noch 
ein Unterhaltszuschuß zu zahlen ist oder nicht.

/7/ Vgl. hierzu BG Suhl, Urteil vom 4. November 1974 — 3 BF 
42/74 — (in diesem Heft).
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Familienaufwand und Unterhalt bei bestehender Ehe
Verfahren auf Leistung von Aufwendungen für die Fa­
milie gemäß § 12 FGB oder wegen Unterhalts bei be­
stehender Ehe nach §§ 17, 18 FGB nehmen in der Ge­
samtzahl der Familienverfahren einen verhältnismäßig 
geringen Umfang ein. Dennoch erscheint es notwendig, 
auf einige Probleme der Rechtsanwendung hinzuwei­
sen, die insbesondere die Unterschiede zwischen dem 
Unterhalt bei bestehender Ehe (§§ 17, 18 FGB) und bei 
Ehescheidung (§ 29 FGB) sowie die Abgrenzung zwi­
schen Aufwendungen für die Familie (§ 12 FGB) und 
Unterhalt während der Ehe (§ 17 FGB) betreffen.
Der gemeinsame Ausgangspunkt für diese drei Arten 
von Ansprüchen liegt in dem Grundsatz der Gleichbe­
rechtigung von Mann und Frau sowie in dem gesell­
schaftlichen Erfordernis, mit der gerichtlichen Tätig­
keit diesen Grundsatz zu verwirklichen. Je nach der 
eingetretenen Situation in den Beziehungen der Fami­
lienmitglieder ergeben sich jedoch entsprechend den 
verschiedenen Rechtsgrundlagen unterschiedliche An­
forderungen an die Arbeit der Gerichte.

Zur Abgrenzung zwischen Unterhalt bei bestehender 
Ehe und Unterhalt nach Ehescheidung

Unterhaltsleistungen nach § 29 FGB sind von dem 
Grundsatz bestimmt, daß die Scheidung der Ehe auch 
die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Ehe­
gatten löst. Soweit ausnahmsweise einem geschiedenen 
Ehegatten Unterhalt zu gewähren ist, setzt das seine 
völlige oder teilweise Unterhaltsbedürftigkeit voraus. 
Abgesehen von den Fällen, in denen eine unbefristete 
Unterhaltszahlung erforderlich ist, dient der Unterhalt 
dazu, dem unterhaltsbedürftigen Ehegatten den Über­
gang in die eigene wirtschaftliche Selbständigkeit zu 
ermöglichen und damit den Grundsatz der Gleichberech­
tigung von Mann und Frau konsequent zu verwirk­
lichen. -
Für den Unterhalt bei bestehender Ehe gemäß §§ 17, 18 
FGB hingegen folgt aus der Tatsache, daß die Ehe- und 
Familiengemeinschaft — ungeachtet der Absicht eines 
Ehegatten oder beider, sich von dem anderen zu tren­
nen — noch besteht, daß sie voll ihre ökonomische Funk­
tion zu erfüllen hat. Die Unterhaltsrechtsprechung trägt 
in diesen Fällen dazu bei, die materiellen Verhältnisse 
der Familie im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
zu erhalten. Deshalb fordert § 17 FGB, daß die materiel­
len Lebensverhältnisse des unterhaltsbedürftigen Ehe­
gatten und der bei ihm lebenden Kinder den Bedingun­
gen bei gemeinsamer Haushaltsführung entsprechen 
sollen. Die Folge davon ist, daß die Begriffe des Un­
terhaltsanspruchs und der Unterhaltsbedürftigkeit einen 
weitergehenden Inhalt haben als bei der Ehescheidung. 
Der Unterhalt umfaßt bei bestehender Ehe stets einen

Beitrag des getrennt lebenden Ehegatten zu den regel­
mäßig wiederkehrenden Ausgaben für den Haushalt. 
Darüber hinaus ist — je nach den beiderseitigen Ein­
kommensverhältnissen — ein angemessener Unterhalts­
beitrag für den Ehegatten zu zahlen, der kein oder 
ein wesentlich geringeres Einkommen als der andere 
hat. Aus der Besonderheit, daß auch ein Ehegatte mit 
eigenem Einkommen einen Unterhaltsbeitrag fordern 
kann, ergibt sich, daß die Unterhaltsbedürftigkeit bei 
bestehender Ehe über den Rahmen hinausgeht, der 
durch die eigene wirtschaftliche Situation des Unter­
haltsberechtigten in anderen Fällen des Unterhaltsrechts 
bestimmend ist (vgl. OG, Urteile vom 18. April 1972 — 
1 ZzF 3/72 - [NJ 1972 S. 491] und vom 20. August 1974 - 
1 ZzF 14/74 - [NJ 1975 S. 92]).

Dieser Unterschied wird von den Gerichten jedoch nicht 
in jedem Fall beachtet. Das führt dazu, daß z. B. einem 
Ehegatten, der ein eigenes ausreichendes, jedoch we­
sentlich geringeres Einkommen als der andere hat, zwar 
ein Beitrag zu den wiederkehrenden Ausgaben für den 
Haushalt zugebilligt, ein weitergehender Anspruch auf 
Unterhalt jedoch verneint wird. Im Ergebnis werden 
damit — entgegen dem Wortlaut des Gesetzes — die ma­
teriellen Lebensverhältnisse nicht entsprechend den Le­
bensbedingungen bei gemeinsamer Haushaltsführung 
erhalten.
Aus diesen Erwägungen folgt jedoch auch, daß bei etwa 
gleich hohen Einkünften der Ehegatten nur ein ange­
messener Beitrag zu den Haushaltskosten verlangt wer­
den kann (vgl. OG, Urteil vom 20. August 1974, a. a. O.).
Die einheitliche Grundlage der Bemessung der Un­
terhaltshöhe bei Getrenntleben der Ehegatten sind die 
Einkommensverhältnisse beider. Von ihrem gemeinsa­
men Einkommen sind alle wiederkehrenden Verpflich­
tungen einschließlich der Leistungen für ihre Kinder zu 
bestreiten und demzufolge zunächst abzusetzen. Der 
verbleibende Betrag ist auf beide zu verteilen. ■ Damit 
ergibt sich im allgemeinen bei bestehender Ehe ein hö­
herer Unterhaltsanspruch als bei Ehescheidung.

Unterscheidungsmerkmale zwischen Aufwendungen 
für die Familie und Unterhalt bei bestehender Ehe

Die Unterschiede zwischen den Verfahren nach § 17 FGB 
und § 12 FGB ergeben sich vor allem aus dem Zustand 
der ehelichen Gemeinschaft. Klagen auf Leistung von 
Aufwendungen für die Familie (§ 12) weisen auf be­
stimmte Schwierigkeiten in der Regelung der wirt­
schaftlichen Verhältnisse der Familie hin. Die Ehe- und 
Familiengemeinschaft besteht jedoch, und beide Ehe­
gatten wollen sie fortführen. Das spiegelt sich vor allem 
darin wieder, daß sie nicht die Absicht haben, sich von-

299


